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ZI.18.024-PrH!73 8.0ktober 1973 
Parl.Anfrage Nr.1342/J d.Abg.z.NR 
Dr.BAU~n., SUPPAN und Genossen an 
die Bundesreg.betr.AusIandsdele­
gierungen 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 

1010 ~v i e n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. BAtrßR, SUPPAN und 
Genossen haben sm 20.Juni 1973 unter der Nr.1342/J an 
die Bundesregierung eine Anfrage betreffend Auslandsde­
legierungen gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat: 

"Das österreichische Bundesverfassungsgesetz normiert 
als einen der tragenden Grundsätze für die öffentlich.e 
Verwaltung die Sparsamkeit. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an die 
Bundesregierung folgende 

A n fra g e : 

1.) \'leIche Auslandsreisen'von Mitgliedern der Bundesre­

gierung und Staatssekretären wurden dem Ministerrat 
seit 4.November 1971, dem Amtsantritt der Bundesre­
gierung KREISKY II, bekanntgegeben? 

2.) Welchen Zweck hatten diese Auslandsreisen im einzel-
nen? 

3.) Was war das Reiseziel? 
4.) Wie lange war die Reisedauer? 
5.) Welche namentlich anzuf}ihrende Personen befanden 

sieb. in Begleitung der Regierungsmitglieder bzw. 
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staatssekretäre? 
6.) :E'ür welche Beglei tpersonen wurden die Kosten aus 

Bundesmitteln bestritten? 
7.) Wie hoch war - ohne Aufgliederung auf die einzelnen 

Reisen - der G-Qsamtaufwand für di~ unter Punkt 1) 
genannten Auslandsreisen für die Mitglieder der Bun= 
desregierung und Staatssekretäre bzw.für ihre Be­
gleiter bisher?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage namen~ der Bundesregierung 
wie folgt zu beantworten: 

Bevor ich in die Beantwortung der Antrage selbst einge.,.., 
he, möchte ich ei,n,i,ge grundsätzliche Bemerkungen machen,: 

1. Die Mitglieder der Bundesregierung bericb~en dem Mi­
nisterrat über geplante Auslandsreisen auch dann, 
wenn diese aus rein privaten Gründen unternommen wer~" 
den. Solche Berichte haben den Zweck, die übrigen 
I<U tgliEider der Bundesregierung von der Tatsache der 
Reise und von der in Aussicht genommenen Vertretung 
in Kenntnis zu setzen. Bei der Beantwortung der vor~ 
liegenden Anfrage ist die Bundesregierung aber davon 
ausgegangen, daß solche rein aus privaten Gründen er­
folgte Auslandsreisen, von denen dem Ministerrat aus 
den vorangeführten Gründen berichtet wurde, nicht in 
die gesamte Darstellung aufzunehmen sind. 

2. Um sicherzustellen, daß die von den einzelnen Zen­
tralstellen zur Beantwortung der Anfrage eingeholten 
Unterlagen den gleichen Zeitraum betreffen, hat die 
Bundesregierung als Stichtag den 4.Juli1973 angenom­
men. In Erweiterung der Anfrage wurde aber seitens 
der Bundesregierung als Beginn des Zeitraumes der 
21.April 1970 gewählt, sodaß im folgenden, unter Be­
achtung der obigen Einschränkung, jene Auslandsreisen 
berücksichtigt sind, die dem Ministerrat in der Zeit 
vom 21. April .1970 bis 4. Juli 1973 bekanntgegeben wur ...... 
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den. 

3. Auf Grund des Beschlt~sses der Bundesregierung vom 

7.Juli 1970 benützen die Mitglieder der Bundesregie­
rung und die Staatssekretäre bei Flugreisen in ~uro­
pa anstelle der First Claas die Touristenklasse, was 
- wenn man bedenkt, daß dadurch aucb die BundeGbeam­

ten dia Touristenklasse benützen - eine relative Er-
sparnis der Kosten für die Reisebewegung bedeutet. 

4. Zur besseren Übersichtlichkeit hat die Bundesregie­
rung die Beant\'J'ortung der gegenständlichen Anfrage 
nach den einzelnen Ressorts gegliedert und innerbalb 
dieser die Teilfragen beantwort~t. 

5. Einen Vergleich zur Reisetätigkeit der Bundesregie­
rung KLAUS in der Zeit vom 19.April 1966 bis 2.Juli 
1969, den zu geben ich im Sinne der Überlegungen der 
Bundesregierung als notwendig erachte, ersuche ich, 
der Beilage 2 zu entnehmen. 

6. Bei der Beurteilung der Anzahl der durcbgeführten 
Auslandsreisen muß bedacbt werden, daß in dem Zeit­
raum, der der Beantwortung der gegenständlichen pa.r­
lamentarischen Anfrage zugrunde liegt, die abscrüie-
13ende11. Verhandlungen betreffend das Abkommen zwischen 
Österreich und den Europäischen Gemeinschaften statt­
gefunden haben. Davon war aber nicht nur die Reisetä­
tigkeit der betroffenen Bundesminister beeinflußt, . 
sondern auch die des Bundeslcanzlers 1 der die Haupt­
städte der damals zur E\1G gehörigen Länder besuchte , 
um mit den dortigen Hegierungschefs Detailfragen zu' 
besprechen und Österreichs Standpunkt zu vertreten. 

Über derart notwendige Dienstreisen hinaus mußte der 
Bundesministe~ für Finanzen an im Ausland stattfin­
denden Tagungen teilnehmen, die sich im Zusammenhang 
mit der weltweit gegebenen Währungssituation und den 
daraus resultierenden Stabilisierungsbemühungen als 
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notwendig erwiesen. Schließlich dürfen jene Dienst­

reisen nicht außer :betracht gelassen ,,'erden, d:Le sicb. 

aus den Vorbereitungsn der in Österreich realisierten 
Steuerreformen ergeben. 

Auf verschiedenen Gebieten, wie z.B.auf denen der 
Wissenschaft und Forsc:1ung, bedient sieb. die Bundes­
regierung aas ver\'ial tungsökomonischen Überlegungen 
der :8rfahru,ngswerte anderer Staaten und verzichtet 
auf die .Erarbeitung verschiedener Unterlagen durch 
.. t . l' ,. •• J.. ." OS' errSlCr1l.SCrle nzw. von üsVe:l.':relcn o.e::cangez;ogens"t.l. 

Fachleute. Das fUhrt aber dazu, daß nicht nur die je­
weLligen Hessortleiter Kontakte mit al.1s1ändischen Re-

• • \.. "'I' 1 -1"1 .. d r d glerungsIDl "'Ggl..lecern p .... egen mussen, son ern aue.l. a-

zu, daß jeweils eine bestimmte Anzahl von Fachbeamten 
an Ort und Stelle ,\ron den do .Experten über deren Er­
fahrungen unterrichtet werden müssen. 

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß der Bun­
desminister für.La.ndesverteidigung schon seit länge­
rer Zeit Mitglied des li:xekutivkomi tees des Interna­
tionalen r'111i tärsportverbandes ist. Diese Funktion 
hat der Bundesminister für Landesverteidigung auch 
nach seiner Erm~nnung zum .Bundesminister beibehalten. 
Mit dieser Funktion des Bundesministers für Landes­
verteidigung sind insgesamt 5 Dienstreisen verbunden. 

7. An den Staatsbesuchen in Ungarn und Polen haben ]lunk­
tionäre der im Parlament vertretenen politischen Par­
teien bzw.von Interessenvertretungen und bedeutenden 
wirtschaftlichen Unternehmungen teilgenommen. Die auf 
diese Teilnehmer entfallenden Reisekosten hat das 
Bundeskanzleramt zur Refundierung angesprochen. Es 
handelt sich dabei um einen Betrag von insgesamt 
S 20.786,66, der - wenn er auf dem er.rGsprechenden 
Konto eingegangen ist - sodann von der aus der "Zer­
gliederung der Reisekosten" - siehe Beilage l: - er­
sichtlichen Summe abzuziehen ist. 

8~ Unter Außerachtlassung der unter Punkt 7 erwähnten 

" 
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Refundierungen ergibt sich aus der Reisetätigkeit der 

Bund(~STegierul1g i.11 der Zeit vom 2'\ .April 1970 bis 
4.Juli 1973 eine Belastung des einz?lnen österreichi­
schen Staatsbürgers von insgesamt S 0,35 bzw.von 
S 0,12 jährlich und eine Belastung der Einkommensbe­
zieher von insgesamt ca.O,59 bzvJ.von ca.0,20 S jähr­
lich. 

Zu den ein~Delnen Punkten der Anfrage selbst wäre folgen-
des auszufüh.ren: 

an.1 : 

Die einzelnen Auslandsreisen, die die Mitglieder der 
Bundesregierung und die Staatssekretäre im IHnisterrat 
bekanntgegeben h.aben~ sind der Beilage 1 zu entnehmen. 
Bei diesen Auslandsreisen wurde auf die Grundsätze der 
Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit Bedacht 
genOrrl.l.'Uen. 

ad.2 bis 6: 

Die Antworten auf diese Anfragen ergeben sieb: ebenfalls 
aus den beiliegenden, detaillierten Aufgliederungen der 
Auslandsreisen der einzelnen Bundesminister und Staats­
sekretäre. 

ad.7: 

Der Gesamtaufwand für die angeführten Auslandsreisen der. 
Nitglieder der Bundesregierung und Staatssekretäre bzw. 
ihrer Begleiter - in der Zeit vom 21.April 1970 bis 
4.Juli 1973 - betrug - geringfügige Xnderungen durch 
noch nicht durchgeführte Endabrechnungen vorbehalten -
insgesamt S 2.598.149,24. 

Der Anfragebeantwortung sind umfangreiche Beilacen a geschlossen, 
I 

die in der Ka.nzlei der Parlamentsdirektion zur Einsicht auf-
liegeh .. 
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